
Zahl seit Langem wieder 
gestiegen 

Das Statistische Bundesamt
hat Ende Juli mitgeteilt,
dass die Zahl der Ein -
bürgerungen im Jahr 2006

erstmals wieder seit 2000 angestie-
gen ist. 124.832 Ausländerinnen und
Ausländer haben die deutsche Staats -
bürgerschaft erhalten. Das waren
7.591 bzw. 6,5 Prozent mehr Ein bür -
ge rungen als im Vorjahr. Den Höchst -
stand an Einbürgerungen hatte es
nach der Einführung des neuen Staats-
angehörigkeitsrechts im Jahr 2000
gegeben. Damals wurden 186.688
Personen eingebürgert. In den Folge -
jahren sank die Zahl bis auf den nied-
rigsten Stand von 117.241 im Jahr
2005. 

Fast exakt zwei Drittel der Ein ge bür -
ger ten 2006, nämlich 66,8 Prozent
erwarben die deutsche Staats an ge -
hörigkeit auf der Grundlage eines
Einbürgerungsanspruchs nach Para -
graf 10 Abs. 1 Staatsangehörig keits -

gesetz (StAG). Die rechtliche Vo raus -
setzung ist in diesen Fällen ein min-
destens achtjähriger rechtmäßiger
Aufenthalt in Deutschland sowie eine
gültige Aufenthaltserlaubnis oder eine
Niederlassungserlaubnis. In Deutsch -
land lebende ausländische Ehegatten
und minderjährige Kinder dieser
Personen können nach kürzeren
Zeiten mit eingebürgert werden. Dazu
kommen noch Einbürgerungen nach

Ermessen der Behörde nach Paragraf
8 StAG und Einbürgerungen aufgrund
Wiedergutmachung gemäß Artikel
116 Absatz 2 Satz 1 Grundgesetz.

Die größte Gruppe der Eingebürgerten
sind Menschen aus der Türkei. Sie stel-
len 26,8 Prozent der Eingebürgerten.
Es folgen Menschen aus Serbien-
Mon tenegro bzw. den beiden Nach -
folgestaaten und Polen.
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ZAHLENWERK

Zahl der Einbürgerungen 2000 bis 2006

2000 186.688
2001 178.098
2002 154.547
2003 140.731
2004 127.153
2005 117.241
2006 124.832

Zahl und Anteil der Einbürgerungen nach Herkunftsland

Türkei 33.478 = 26,8 %
Serbien-Montenegro/Nachfolgestaaten 12.611 = 10,1 %
Polen 6.937 = 5,6 %
Russische Föderation 4.690 = 3,8 %
Ukraine 4.545 = 3,6 %
Israel 4.313 = 3,5 %
Irak 3.693 = 3,0 %
Iran 3.670 = 2,9 %
Marokko 3.548 = 2,8 %
Kasachstan 3.210 = 2,6 %

Daten: Statistisches Bundesamt



Kommission legt Jahresbericht
Migration und Integration vor

Mitte September 2007 hat die EU-
Kommission den „Dritten Jahres be -
richt über Migration und In tegration“
vorgelegt. Darin wird eine Analyse der
Maßnahmen der EU und der Mit glied -
staaten zur Auf nah me und Integration
von Drittstaats angehörigen vorge-
nommen.

2006 lebten etwa 18,5 Millionen
Dritt staatsangehörige in der EU. Die
zahlenmäßig größte Gruppe kommt
aus der Türkei (2,3 Millionen), gefolgt
von Men schen aus Marokko (1,7
Millio nen), Albanien (0,8 Millionen)
und Algerien (0,6 Millionen). 

Bei der aktuellen Zuwanderung in die
Mitgliedstaaten gibt es unterschiedli-
che Ursachen. Während zum Beispiel
in Österreich, Frankreich, Schweden

und Deutschland die Familien zu sam -
men füh rung die entscheidende Rolle
spielt, gibt es in Irland, Spanien, Por tu -
gal und Großbritannien einen hohen
Anteil an Arbeitsmigration. 

Im Jahresbericht werden auch die Ak -
ti vi täten der Kommission in Bezug auf
Zuwanderung und Integration aufge-
listet. In diesem Zusammenhang wird
eine Rahmenrichtlinie über Grund -
rech te zugewanderter Arbeitneh me -
rin nen und Arbeitnehmer und eine
Richtlinie über Einreise- und Auf ent -
haltsbedingungen von Hochqualifi -
zier ten angekündigt. Diese Richtlinien
können nur Anstöße geben. Ent schei -
dungen über Zuwanderungsfragen
können nur die Mitgliedstaaten treffen. 

Der Jahresbericht kann im Internet
heruntergeladen werden unter: 
www.migration-online.de/
eu-jahresbericht_migration 

DRITTSTAATLER 
IN DER EU

Studie des TUC räumt mit 
einigen Mutmaßungen in
Großbritannien auf

Der britische Gewerkschafts -
dachverband Trades Union
Congress (TUC) hat Ende
Juni eine Literaturstudie

über die Auswirkungen von Migration
auf Wirtschaft und Arbeitsmarkt in
Großbritannien veröffentlicht (the
economics of migration – managing
the impcats). Das zentrale Ergebnis:
„In diesem Land ist die Wirkung von
Zuwanderung insgesamt begrenzt
aber positiv. Ausländische Arbeit neh -
merinnen und Arbeitnehmer zahlen
mehr Steuern als sie an Leistungen
erhalten und Migration führt wahr-
scheinlich zu einem leicht höheren
Beschäftigungs- und Einkommens -
niveau für einheimische Arbeitneh me -
rinnen und Arbeitnehmer.“ 

Die Untersuchung geht fünf Fragen
nach, die in der Debatte in Groß -
britannien (und nicht nur da) immer
wieder auftauchen: „Hat Migration zu
Arbeitslosigkeit geführt? Hat Migra -
tion die Einkommen gesenkt? Bürdet
Migration den Steuerzahlern Kosten
auf? Schadet Migration den Ent wick -
lungsländern? Ist Migration für die
Mig ranten von Nachteil?“ Alles in
allem muss jede dieser Fragen ver-
neint werden. Allerdings ist es not -
wendig im Einzelnen zu diffe ren zie -
ren. Ein Beispiel: Einkommens ent -
wick lung. Unter Verweis auf eine Stu -
die der Universität Nottingham heißt
es, dass der Anstieg der Zahl von
ungelernten Zuwanderern die Ein -
kommen der ungelernten einheimi -
schen Arbeitnehmer drückt. Quan ti ta -
tiv fällt das aber kaum ins Gewicht.
Ein Einfluss von Migration auf die Ein -
kommenssituation gelernter Be schäf -
tigter ist nicht festzustellen.

Die Tatsache, dass amerikanische Stu -
dien für den US-Arbeitsmarkt zum Teil
zu anderen Ergebnissen kommen,
wird in der Untersuchung unter ande-
rem darauf zurückgeführt, dass der
amerikanische Mindestlohn rasant an
Kaufkraft verloren hat – seit 1979
rund 30 Prozent. Unter diesen Um -
stän den konnten Zuwanderer die
Einkommen von Niedriglohn emp fän -
gern drücken bzw. unten halten.

Eine andere Studie aus den USA do -
ku mentiert eine bemerkenswerte Ent -

wicklung. Als in den 1980er-Jahren
Ku ba kurzfristig eine unbehinderte
Ausreise zuließ (Mariel-Exedus) wuchs
die Bevölkerung von Miami in einem
Jahr um sieben Prozent. Die kubani-
schen Zuwanderer verdienten weniger
als die Einheimischen und verzeichneten
höhere Arbeitslosenquoten. Ein kom men
und Arbeitslosigkeit von un ge lernten
amerikanischen Arbeitneh merinnen
und Arbeitnehmern – egal ob schwarz
oder weiß – blieb davon unberührt.

Schwieriger ist aus Sicht der TUC-
Studie die Einschätzung, wie Mig ran -
ten ohne Papiere die Einkommens situ -
ation beeinflussen. „Es scheint sehr
unwahrscheinlich, dass das keinen
Einfluss auf das Lohnniveau hat –
zumindest am unteren Ende des
Arbeitsmarktes.“

Aus Sicht des TUC ist der nationale
Mindestlohn ein wichtiges Instrument
im Niedriglohnbereich Lohndumping
mit den entsprechenden Folgen für
den Arbeitsmarkt zu verhindern. Lohn -
dumping hat aber nicht mit Zu wan -
derern zu tun, sondern mit skrupello-
sen Arbeitgebern, die „schlecht infor-
mierte und schlecht organisierte
Arbeitnehmer“ ausbeuten. Daraus
ergibt sich unmittelbar die Aufgabe
der Gewerkschaften in diesem Zu sam -
men hang: informieren und organisie-
ren. 

Insgesamt – auch unter Einbeziehung
der anderen oben genannten Frage -
stellungen – kommt die Studie zu dem
Schluss, dass Zuwanderung für
Großbritannien ein Gewinn ist.

Die Studie kann heruntergeladen wer-
den unter:
www.migration-online.de/
tuc_zuwanderung

ZUWANDERUNG ALS 
GEWINN

Europäische Umfrage zur
Haltung gegenüber Zuwanderern 

Das Bundesinstitut für Be -
völ kerungsforschung (BIB)
beim Statistischen Bundes -
amt hat im Rahmen einer

internationalen Kooperation (FEMAGE
– Needs for female immigrants and
their integration in ageing societies) in
einer Umfrage untersucht, wie Mig -
rantinnen und Migranten in verschie-
denen europäischen Ländern wahrge-
nommen werden. Befragt wurden
21.000 Angehörige der Mehrheits -
gesellschaft in Deutschland, Estland,
Finnland, Österreich, Polen, Slowe -
nien, Tschechien und Ungarn zu ihrer
Haltung gegenüber Migranten.

Zwei Drittel aller befragten Deut -
schen, Esten, Polen, Slowenen, Tsche -
chen und Ungarn und rund die Hälfte
aller Österreicher sind der Ansicht, es
gebe zu viele Ausländer in ihrem Land.

In allen Staaten überwogen negative
Einstellungen gegenüber Migranten,
wobei als Grund meistens angegeben
wurde, dass die Anwesenheit von
Migranten Nachteile am Arbeitsmarkt
bewirke. In Ostdeutschland, Polen,
Tschechien und Ungarn sind mehr als
50 Prozent dieser Meinung.

Weiterhin wurde eine klare Trennlinie
zwischen den westlichen und mittel-
und osteuropäischen Ländern festge-
stellt. Während in Westdeutschland
lediglich 13 Prozent der Befragten an -
ga ben, es gäbe keinen Platz für Aus -
länder, stimmten beispielsweise 40
Pro zent der Ungarn dieser Aussage
zu. Erschreckend ist, dass mehr als die
Hälfte der Befragten in jedem Land
der Meinung waren, Zuwanderung
be günstige die Ausbreitung von Kri mi -
na lität und Terrorismus. In Tschechien
glauben das rund 80 Prozent.

Positiv zu vermelden ist, dass rund 50
Prozent der Westdeutschen die An -
wesenheit von Ausländern als positiv
wahrnimmt, weil dadurch ein Aus tausch
mit anderen Kulturen stattfindet.

Weitere Infos im Internet unter:
www.bib-demographie.de/
femage

DER BLICK DER MEHR -
HEITSGESELLSCHAFTEN



Informations-Flyer des BAMF

Das Deutsche Jugendinstitut
(DJI) veröffentlichte vor
Kur zem den Zwischen be -
richt über das Projekt „In -

klusionsstrategien für junge Aus sied -
ler im Übergang Schule–Beruf“, das
sich mit den Lebenslagen von Aus -
sied lerjugendlichen beschäftigt.

Das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (BAMF) hat Anfang Sep -
tem ber 2007 einen Flyer mit Infor ma -
tionen über die neue Regelung zum
Nachweis einfacher Deutsch kennt -
nisse beim Ehegattennachzug aus
dem Ausland ins Netz gestellt.

Nach der Reform des Aufent halts -
gesetzes müssen ausländische Ehe -

partner, die nach Deutschland ziehen
möchten, schon bei der Beantragung
des Visums einfache Deutsch kennt -
nisse nachweisen. So soll gewährleis-
tet sein, dass sich der nachziehende
Ehegatte von Anfang an – zumindest
grundlegend – auf Deutsch verständi-
gen kann und so die Integration in die
Gesellschaft erleichtert wird. Dieser
Teil der Gesetzesnovelle war in der
Debatte heftig umstritten.

Den Flyer gibt es momentan in 18
Sprachen im Internet unter:

www.integration-in-
deutschland.de/cln_011/nn_
287158/SharedDocs/Anlagen/DE/
Integration/Publikationen/
Sonstige/familiennachzug-flyer-
de-de.html

„EINFACHE DEUTSCH -
KENNTNISSE“

ERZIEHUNGSGELD FÜR 
WANDERARBEITNEHMER
Entscheidung des EuGH

Hat eine Österreicherin, die mit
ihrem deutschen Mann in
Österreich lebt, und de ren
Mann in Deutschland ar bei -

tet, Anspruch auf Erziehungsgeld nach
deutschem Recht? Die Frage beschäf-
tigte die betroffene Familie Hart mann
und den Europäischen Gerichtshof. 

Das Ehepaar Hartmann ist seit 1990
verheiratet und lebt seit dem Zeit -
punkt in Österreich. Herr Hartmann
arbeitet seit 1986 als Beamter bei der
Deutschen Bundespost bzw. Telekom.
Er pendelt täglich zu seiner Arbeits -
stätte nach Deutschland. Nach der
Geburt der Kinder in den Jahren 1991,
1993 und 1997 stellt die Mutter je -
weils bei den deutschen Behörden
einen Antrag auf Erziehungsgeld. Die
Anträge wurden abgelehnt. Nach den
damals geltenden rechtlichen Rege -

lun gen war eine Voraussetzung für
Be zug des Erziehungsgelds ein Wohn -
sitz oder ein gewöhnlicher Aufenthalt
in Deutschland. 

Inzwischen können auch Ehepartner
eines deutschen Beam ten oder öffent lich
Bedienste ten, die in einem an de ren Mit-
glied staat der EU leben, Erzie hungs -
geld erhalten. Allerdings gilt das nicht für
Kinder, die vor 2001 geboren wurden.

Die Ehefrau hatte gegen die Ab leh -
nung ihrer Anträge geklagt und war
beim Sozialgericht München wie in
der Revision vor dem Bayerischen
Lan dessozialgericht gescheitert. 2003
legte sie schließlich Revision beim
Bun dessozialgericht ein. 

Die Richter am Bundessozialgericht
baten Anfang 2005 den Europäischen
Gerichtshof (EuGH) um Klärung der
Frage, ob in dem Zeitraum, in dem die

Kinder geboren wurden, ein Deut -
scher, der seinen Wohnsitz nach
Österreich verlegt hat, aber weiterhin
in Deutschland arbeitet, als Wander -
arbeitnehmer im Sinne der entspre-
chenden EU-Verordnung ([EWG] Nr.
1612/68) anzusehen sei. Sollte dies
der Fall sein – so die daran anknüp-
fende Frage – ist es als mittelbare
Diskriminierung in Sinne der entspre-
chenden Verordnung anzusehen,
wenn der nicht arbeitende österrei-
chische Ehegatte kein Erziehungsgeld
bekommt, weil er weder einen Wohn -
sitz noch einen ständigen Aufenthalt
in Deutschland hat?

In der Entscheidung wies der EuGH
zu nächst darauf hin, dass die Tat -
sache, dass Herr Hartmann aus ande-
ren als aus beruflichen Gründen nach
Österreich gezogen sei, nicht rechtfer-
tige, ihm die Eigenschaft als Wander -
arbeiter abzusprechen.

Zur zweiten Frage verwies das Gericht
darauf, dass das deutsche Erziehungs -
geld eine soziale Vergünstigung im
Sinne von Artikel 7 der genannten
Verordnung sei, die vor dem Hin ter -
grund der Freizügigkeit auch Grenz -
gängern zustehe. Allerdings sei Frau
Hartmann nur mittelbare Nutznießerin
dieser sozialen Vergünstigung. Des -
halb könne sich die Gewährung des
Erziehungsgeldes nur auf sie erstre-
cken, wenn dieses für ihren Mann
eine soziale Vergünstigung darstelle.
Dieses sei aber hier der Fall. Die Zah -
lung eines Geldes, das es einem
Eltern teil erlaubt, sich der Erziehung
eines Kindes zu widmen, kommt der
ganzen Familie zugute, egal wer den
Antrag dazu stellt. 
(Rechtssache C212/05)

Das Urteil findet man im Internet:
www.migration-online.de/
eugh-c-212

Leitfaden für die Zusammen -
arbeit mit islamischen Vereinen 

Die Einbeziehung der Ber -
liner Moschee gemeinden
und islamischen Vereinen
in die soziale Arbeit in den

Stadtteilen ist in den letzten Jahren
deutlich gewachsen. Das spiegele den
„Werte- und Bewusstseinswandel hin
zu mehr Transparenz und Öffnung, der
sich in den letzten Jahren in der
Mehrzahl der islamischen Vereine
Berlins beobachten ließ“ wieder, so
Riem Spielhaus von der Muslimischen
Akademie in Deutschland. Sie hat
gemeinsam mit dem Integrations -
beauftragten des Berliner Senats,
Günter Piening, Anfang September
den Leitfaden „Handlungsfelder der
Zusammenarbeit mit islamischen
Vereinen im Stadtteil“ vorgestellt.

Beide koordinieren auch die Arbeit
des im November 2005 gegründeten
Islamforums, in dem Vertreter von isla-
mischen Vereinen, die Berliner Ver wal -
tung mit Innensenator Ehrhart Kör -
ting, die Jüdische Gemeinde, christli-
che Kirchen und Nichtregierungs orga -
ni sationen zusammenarbeiten.

Der Leitfaden benennt Beispiele für
Akti vitäten vor Ort im eigenen Kiez
und benennt konkrete Felder der Zu -

sammenarbeit. Daneben werden aber
auch Mindestanforderungen für die
Zusammenarbeit formuliert. Offenheit
und Transparenz nach außen und ein
öffentliches Interesse an den Akti vi tä -
ten der Gemeinde. 

Der Leitfaden „Handlungsfelder der
Zusammenarbeit mit islamischen
Vereinen im Stadtteil“ kann kostenlos
bestellt werden bei:
Büro des Integrationsbeauftragten 
des Senats
Potsdamer Straße 65
10785 Berlin
Telefon 0 30/90 17-23 57/-23 51
Im Internet kann der Leitfaden herun-
tergeladen werden unter: 
www.migration-online.de/
leitfaden_stadtteil

GEMEINSAM IM KIEZ
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KOMMUNALES WAHLRECHT FÜR 
DRITTSTAATLER
KOMMENTAR

Sebastian Edathy, 
Vor sitzender des Innenaus -
schusses des Bundestages
(SPD) 

Ende 2006 lebten in unserem Land
rund 6,7 Millionen Menschen ohne
deutsche Staatsangehörigkeit. Gut
zwei Drittel von ihnen sind schon zehn
Jahre oder länger Teil unserer Ge sell -
schaft, ein Drittel hat seit mehr als
zwanzig Jahren den Lebens mittel -
punkt in der Bundesrepublik. 

Diese Zahlen verdeutlichen zweierlei.
Erstens: Deutschland ist ein Ein wan -
de rungsland. Zweitens: Viele Men -
schen, die zum Teil mehr als die Hälfte
ihres Lebens in Deutschland verbracht
haben, haben sich (noch) nicht dazu
entschieden, deutsche Staatsbürger
zu werden. Für ein demokratisches
Staatswesen ist es freilich nicht gut,
wenn im Land dauerhaft Bürger erster
und zweiter Klasse leben.

Dass in vielen Fällen der Schritt vom
Staatsbewohner zum Staatsbürger
nicht gegangen worden ist, liegt nicht
nur an den Betroffenen, sondern auch
an denen, die diesen Menschen jahr -
zehntelang signalisiert haben, dass sie
als Arbeitskraft, nicht aber als Nach -
barn und Mitbürger willkommen sind.

Die rot-grüne Bundesregierung hat
mit der Reform des Staatsange hö rig -
keitsrechtes 1999 einen überfälligen
Paradigmenwechsel eingeleitet und
die rechtlichen Rahmenbedingungen
an die gesellschaftliche Realität ange-
passt. Die Politik der ausgestreckten
Hand löste die der geballten Faust ab.

Integration heißt vor allem, gleichbe-
rechtigt am gesellschaftlichen Leben
teilnehmen zu können. Deshalb er -
scheint es mir wichtig, dass wir insbe-
sondere bei den Menschen, die schon
geraume Zeit bei uns leben und die
rechtlichen Voraussetzungen erfüllen,

dafür werben, nicht nur Staats be woh ner
zu sein, sondern Staatsbürger zu wer-
den. Dabei steht die Einbürgerung we-
der am Anfang noch am Ende des In -
tegrationsprozesses, sondern ist einer
von dessen wichtigsten Be stand teilen.
Es ist in der Sozialwissenschaft unum-
stritten, dass Integration Iden ti fi kation
voraussetzt. Letztere wird durch recht -
liche Gleichstellung er mög licht. Wir
benötigen nach meiner Überzeugung
eine Einbürgerungs kampagne. 

Eine stärkere Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben muss jedoch schon
vor der Annahme der Staats bür ger -
schaft möglich sein. Wenn sich Men -
schen dazu entscheiden, rechtmäßig
länger in Deutschland zu bleiben, soll-
ten sie auch die Möglichkeit bekom-
men, ihr direktes Lebensumfeld poli-
tisch mitzugestalten. Wer Verant wor -
tung tragen darf, fühlt sich auch ver-
antwortlich.

Ein kommunales Wahlrecht für länger-
fristig hier aufhältige Ausländer aus
Nicht-EU-Ländern böte eine solche
Mög lichkeit zur Mitgestaltung. Das

Wahlrecht auf Landes-, Bundes- und
europäischer Ebene würde nach wie
vor mit der deutschen Staats an ge hö -
rig keit erworben. Viele unserer euro-
päischen Nachbarn haben ein solches
kommunales Wahlrecht für Nicht-EU-
Ausländer bereits eingeführt und
über wiegend gute Erfahrungen ge -
macht. Hierzu zählen Schweden,
Däne mark, die Niederlande, Irland
und Frankreich. 

Wollen wir diesen Weg in Deutschland
gehen, wofür ich mich ausspreche, so
sind die gesetzlichen Hürden hoch:
eine Grundgesetzänderung wäre
notwendig und somit eine Zwei drittel -
mehr heit in Bundestag und -rat.

Die SPD-Bundestagsfraktion wird
gegenüber ihrem Koalitionspartner
da für werben, das kommunale Wahl -
recht für langjährig in Deutschland
lebende Ausländerinnen und Aus län -
der einzuführen.

Wer es ernst meint mit besseren Rah -
men bedingungen für die Integration,
sollte eine solche Regelung unterstützen. 


